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EDITORIAL

Die empirische Bestandaufnahme der Menschenrechtslage ist ein methodisch an-
spruchsvolles Unterfangen von großer politischer Bedeutung. Die Fragen, wie es um 
die Menschenrechte in einem Land bestellt ist und inwiefern die jeweiligen Staaten 
die Menschenrechte umsetzen oder aber verletzen, bilden für gewöhnlich den Aus-
gangspunkt staatlicher wie nichtstaatlicher Bemühungen, die Menschenrechte besser 
zu schützen.

Zugleich ist die methodisch reflektierte Erfassung der Menschenrechtslage auch 
sozialwissenschaftlich bedeutsam. Erst so lassen sich im zeitversetzten (diachronen) 
oder zeitgleichen (synchronen) Ländervergleich Entwicklungen und Unterschiede 
aufzeigen, die es zu erklären gilt. Warum hat sich beispielsweise die Menschenrechts-
lage in einem Land über die Zeit verbessert oder aber verschlechtert? Weshalb weisen 
einige Staaten ein besseres oder schlechteres Menschenrechtsprofil als andere Staaten 
auf? Gibt es Situationen, in denen die Menschenrechte besonders gefährdet sind, und 
gesellschaftliche Gruppen, die von Menschenrechtsverletzungen besonders betroffen 
sind? Solche Fragen lassen sich nicht beantworten, ohne die Menschenrechtslage 
empirisch zu erfassen.

Die Bandbreite des epistemologisch-methodischen Zugriffs auf die zu beschreiben-
den, zu erklärenden oder zu verstehenden sozialen Phänomene – wie etwa die Lage 
der Menschenrechte oder die Bestimmungsfaktoren und Auswirkungen von Men-
schenrechtspolitik – ist in den Sozialwissenschaften beträchtlich, je nachdem ob ein 
eher idiographisches oder ein eher nomothetisches Forschungsinteresse vorliegt. 
Ersteres zielt auf ein umfassendes Verständnis von Einzelfällen ab, letzteres auf die 
Bildung und Überprüfung gleichsam gesetzmäßiger Verallgemeinerungen. Entspre-
chend vielfältig sind die Vorgehensweisen in den Sozialwissenschaften. Sie reichen von 
kenntnisreichen Einzelfallstudien über qualitative Vergleiche weniger, ausgesuchter 
Fälle bis hin zu Vielländervergleichen, die nur wenige Variablen in den Blick nehmen. 
Für all die unterschiedlichen Vorgehensweisen – die stark vom Wissenschaftsverständ-
nis und dem Erkenntnisinteresse der Forschenden abhängen – lassen sich Beispiele 
aus der Fachliteratur zu Menschenrechten finden.

Welchen Zugriff man auch immer wählt, es bedarf dazu Daten, die sich auf unter-
schiedliche Weise gewinnen und aufbereiten lassen: Im Rahmen ereignisbasierter 
Erhebungen (events-based-approaches) beispielsweise dienen qualitative und quantita-
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tive Informationen vor allem dazu: menschenrechtsrelevante Geschehnisse zu rekon-
struieren, Art und Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen zu bestimmen sowie 
Betroffene und Verantwortliche mit ihren jeweiligen Merkmalen zu identifizieren. Es 
geht dann gewissermaßen darum, die „Grammatik“ menschenrechtsrelevanter Ereig-
nisse zu entschlüsseln und deren Dimensionen zu erfassen. Um die Menschenrechts-
lage im Ländervergleich anschaulich darzustellen und zu vergleichen, stehen ferner 
Indizes und Rankings politisch wie politikwissenschaftlich hoch im Kurs. Solche In-
dizes stellen standardisierte Verfahren (standard-based measures) dar, mittels derer 
länderbezogene Menschenrechtsinformationen qualitativer und quantitativer Art in 
numerische Skalen überführt werden. Mittels Umfrage-gestützten Erhebungen zu 
Menschenrechten (survey-based approaches) ist es wiederum möglich, Wahrnehmungen, 
Meinungen und Einstellungen zu Menschenrechten oder auch das Wissen und das 
Verständnis von Menschenrechten zu erfassen. Auch können direkte oder indirekte 
Erfahrungen mit Menschenrechtsverletzungen aufgedeckt werden. Hierzu wird ein 
mehr oder minder großes Sample der Bevölkerung oder einer spezifischen Zielgruppe 
befragt.

Der Schwerpunkt des vorliegenden Hefts trägt den Titel „Menschenrechte in 
Zahlen“. Es geht also um quantitative Angaben zu Menschenrechten. Die jeweiligen 
Autorinnen und Autoren setzen sich mit menschenrechtsbezogenen oder -relevanten 
Daten, Indikatoren und Indizes auseinander, die für ihre Arbeitsbereiche wichtig sind. 
Dabei werden auch Probleme quantitativer Messungen von Menschenrechten benannt 
und deren Aussagekraft und Verwendung hinterfragt. So hoffen wir, der Debatte über 
„Menschenrechte in Zahlen“ den einen oder anderen Impuls zu geben. Impulse gehen 
möglicherweise auch von dem Hintergrundbeitrag sowie den beiden Forums-Beiträ-
gen aus. Letztere werfen – auch ohne ausdrücklichen Menschenrechtsbezug – die 
menschenrechtsrelevanten Fragen auf, ob unsere Grundschulen immer ungleicher 
werden und was bezahlbares Wohnen ist. Allen Autorinnen und Autoren gilt großer 
Dank für die angenehme Zusammenarbeit. Unseren Leserinnen und Lesern wünscht 
das – inzwischen erweiterte – Herausgeberteam eine informative und anregende 
Lektüre.

Menschenrechte in Zahlen
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TOUR D’HORIZON

Michael Krennerich

Von Indizes, Weltkarten und Länderrankings 
zu Menschenrechten

Lassen Sie uns diese Tour d’horizon mit einer schon etwas in die Jahre gekommenen 
Anekdote beginnen – von Heiner Bielefeldt, aus seiner Zeit als Direktor des Deutsches 
Instituts für Menschenrechte (2003-2009). Er berichtete von einer Pressekonferenz, 
in der Forscher*innen des Instituts eine Studie zu Menschenhandel in Deutschland 
vorstellten. Trotz vielfältiger Nachfragen von Journalist*innen weigerten sich die 
Forscher*innen, Zahlen zu nennen, wie viele Menschen betroffen seien. Die Anzahl 
sei nicht seriös zu ermitteln, da der Graubereich viel zu groß sei. Einige Journalist*innen 
wollten sich mit dieser Antwort partout nicht zufriedengeben, fragten immer wieder 
nach und zogen schließlich unverrichteter Dinge ab, enttäuscht, manche richtig erbost.

Keine Frage: Quantitative Daten, soweit sie serös erhoben werden, sind wichtig, 
um die Dimensionen von Menschenrechtsverletzungen zu erfassen. Sie helfen festzu-
stellen, ob es sich um Einzelfälle handelt oder um systematische Probleme. Insofern 
waren auch die Fragen der Journalist*innen zur Quantifizierung des Menschenhandels 
legitim, um eine Vorstellung davon zu bekommen, welches Ausmaß das Problem in 
Deutschland hat. Doch wäre es fahrlässig, Daten zu veröffentlichen, die nicht valide 
sind. Selbst aussagekräftige menschenrechtsbezogene Daten bedürfen einer Kommen-
tierung, die verdeutlicht, welcher Teil der Wirklichkeit auf welche Weise gemessen 
(und welcher ausgeblendet) wird. In diesem Sinne dürfen die praktischen und metho-
dischen Probleme der Datenerhebung und -aufbereitung nicht unerwähnt bleiben, 
wenn wir darüber informiert werden, wie viele Menschen andernorts getötet, vertrie-
ben oder inhaftiert worden sind, und wenn wir ereignisbezogene oder statistische 
Daten erhalten, die menschenrechtliche Missstände anzeigen.

Befördert wird der Glaube daran, dass Zahlen die Wirklichkeit akkurat wiederge-
ben, durch die Public-Relations-Abteilungen so mancher Menschenrechtsorganisati-
onen, denen an einer leichten Kommunizierbarkeit ihrer berechtigten menschenrecht-
lichen Anliegen gelegen ist. Medial besonders beliebt sind Indizes, Weltkarten, Län-
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derrankings und globale Aussagen, die einen Eindruck darüber vermitteln, wie es um 
Menschenrechte weltweit steht, welche Trends sich abzeichnen und wer die schlimms-
ten Feinde der Menschenrechte sind. Schauen wir uns einiger dieser Indizes an, mittels 
derer länderbezogene Menschenrechtsinformationen qualitativer und quantitativer 
Art in numerische Skalen überführt werden.

Freedom in the World Index

Weithin bekannt ist der von Freedom House (www.freedomhouse.org) erstellte „Freedom 
in the World Index“, der mit Abstand älteste der heutigen Indizes, die Menschenrechte 
erfassen. Freedom House wurde bereits 1941 als unabhängige Organisation in New York 
mit dem Ziel gegründet, die weltweite Menschenrechtslage zu beobachten sowie De-
mokratie und Frieden zu fördern. Seit 1972 veröffentlicht die Organisation alljährlich 
den „Freedom in the World Index“. Auf Grundlage vielfältiger Informationsquellen 
(Medien, NGOs, Wissenschaft, Think Tanks, Kontakte und Besuche vor Ort etc.) be-
wertet ein Team von rund 90 Analyst*innen und etwa 20 akademischen Berater*innen 
anhand einer umfassenden Prüfliste den Zustand ausgesuchter Freiheits- und politischer 
Beteiligungsrechte in mittlerweile 195 Staaten und 14 abhängigen Territorien.

Die Prüfliste umfasst zehn Fragen zu politischen Rechten; sie betreffen Wahlen, 
politischen Pluralismus und Partizipation sowie die Bedeutung und die Verantwort-
lichkeit des Regierungshandelns. (Hinzu kommen ggf. zwei zusätzliche Fragen: eine 
für Monarchien ohne Parteien und Wahlen, die andere zu ethnischen Minderheiten). 
15 Fragen behandeln bürgerliche Freiheiten, namentlich Meinungs- und Religions-
freiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit sowie einzelne 
Rechte, welche die persönliche Autonomie und die individuelle Handlungsfreiheit 
der Menschen betreffen (z.B. Freizügigkeit, freie Berufswahl, Eigentum). Für jede 
Frage der Prüfliste werden Punkte vergeben. Auf Grundlage der addierten Punktzah-
len wiederum wird jedes Land getrennt nach politischen Rechten und bürgerlichen 
Rechten auf einer Skala von Eins bis Sieben eingestuft. Zur besseren Übersichtlichkeit 
wird abschließend auf Grundlage beider zusammengeführter Skalen eine Dreiteilung 
vorgenommen in „freie“, „teilweise freie“ und „unfreie“ Staaten.

Der Index überführt also qualitative Einschätzungen von Expert*innen in nume-
rische Skalen, die wiederum die Grundlage bilden für eine leicht abbildbare und 
vermittelbare Dreier-Typologie. Ausdrücklich misst der Index dabei weniger die Re-
gierungsperformanz als vielmehr die Frage, inwieweit die Menschen in den jeweiligen 
Ländern ihre Freiheit (in Gestalt der ausgewählten Rechte) tatsächlich nutzen können 
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– wobei Freiheitseinschränkungen eben auch durch nichtstaatliche Akteure oder die 
allgemeinen Umstände entstehen können. Auch deckt der Index nicht alle und nicht 
nur Menschenrechte ab. Gerade wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte bleiben 
weitestgehend unberücksichtigt. Einzige Ausnahme sind einige freiheitliche Aspekte 
der Rechte auf Eigentum, Arbeit und Bildung bei den Fragen zur persönlichen Auto-
nomie und der individuellen Handlungsfreiheit der Menschen. Die Fragen zu politi-
schen Rechten wiederum geben teilweise weniger die Menschenrechtslage als vielmehr 
den Demokratiestand des Landes wieder, und zwar im Sinne einer liberalen Demo-
kratie. Dementsprechend wird der Freedom House Index in der Demokratieforschung 
auch gerne zur Messung liberaler Demokratien herangezogen.

Ausführungen zur Methode und zu einzelnen Ländern lassen sich zwar auf der 
Website abrufen, finden sich aber kaum in dem medienwirksamen jährlichen Bericht 
„Freedom in the World“ (zuletzt: 2019). Dieser zeigt globale und regionale Trends auf 
und veranschaulicht in einer Weltkarte die Einstufung der Länder nach „frei“ (2018: 
44,1 %), „teilweise frei“ (30,3 %) und „unfrei“ (25,6 %). Wie grob die Ländereinteilung 
ist, lässt sich erahnen, wenn unter „freie“ Länder Finnland und Schweden ebenso 
fallen wie Osttimor und El Salvador und wenn sich unter „unfreien“ Staaten Angola 
und Russland ebenso befinden wie Nordkorea und Südsudan. Als die „worst of the 
worst“ wies Freedom House (2019: 15) übrigens Syrien aus, gefolgt von Südsudan, 
Eritrea, Turkmenistan, Nordkorea, Äquatorialguinea, Saudi-Arabien, Somalia und 
Sudan. Eindrucksvoll, aber auch fraglich sind zudem Schaubilder, die Aufschluss 
darüber geben, wie viele Menschen in freien (2018: 39 %), teilweise freien (24 %) oder 
unfreien (37 %) Gesellschaften leben. Abgesehen davon, dass auch in „freien“ Gesell-
schaften nicht alle Menschen ihre bürgerlichen und politische Rechte nutzen können, 
werden auch in „teilweisen freien“ und „nicht freien“ Gesellschaften nicht alle Men-
schen gleichermaßen unterdrückt. Selbst in Autokratien gibt es – teils große – regime
loyale oder politisch indifferente Bevölkerungsgruppen, die vergleichsweise frei agieren 
können, solange sie die Legitimität und Interessen mächtiger Gruppen im Land nicht 
in Frage stellen. Zugleich betreffen in ein und demselben Land die Einschränkungen 
der bürgerlichen und politischen Rechte regimekritische Gruppen oft unterschiedlich 
stark.

Der CIVICUS-Monitor

Dieser Einwand gilt auch für den – eigentlich begrüßenswerten – Bericht zur weltwei-
ten Lage der Zivilgesellschaft, den die „Weltallianz zur Bürgerbeteiligung“ CIVICUS 
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(mit Sitz in Johannesburg, New York und Genf ) seit einigen Jahren erhebt. Der 
jüngste „Atlas der Zivilgesellschaft“ führt 35 Staaten auf, in denen die Zivilgesellschaft 
massiv unterdrückt werde, und 23 weitere Staaten, in denen der zivilgesellschaftliche 
Raum – in rechtlicher wie politischer Hinsicht – komplett geschlossen sei. Zusammen 
lebten in diesen Staaten rund 3,4 Milliarden Menschen. Hinzu kämen noch 2,7 Mrd. 
Menschen in weiteren 53 Staaten, in denen Vereinigungs-, Versammlungs- und Mei-
nungsfreiheit beschränkt und eine weitere Milliarde Menschen in 40 Staaten, in denen 
diese zumindest beeinträchtigt seien (CIVICUS/Brot für die Welt 2019). Der Befund, 
dass nur 282 Millionen Menschen, also 4 % der Weltbevölkerung, in jenen 45 Staaten 
leben, in denen der Staat allen Menschen zivilgesellschaftliche Freiräume ermögliche 
und sichere, lässt die Alarmglocken schrillen. Er verdeutlicht, dramatisiert aber zugleich 
das – überaus ernst zu nehmende – Problem des „shrinking political space for civil soci-
ety“, das von Menschenrechtsorganisationen seit etlichen Jahren zu Recht beklagt wird. 
Auch hier lässt sich einwenden, dass die Einschränkungen zivilgesellschaftlicher 
Handlungsräume nicht alle Menschen und Organisationen gleichermaßen betreffen. 
So gibt es beispielsweise besonders heikle Themen, auf welche die jeweiligen Autokra-
tien besonders „allergisch“ und repressiv reagieren. In China betrifft dies beispielswei-
se die Rechte der unterdrückten Minderheiten in Tibet und Xinjang, Tabuthemen wie 
das Tiananmen-Massaker oder allgemein das Wirken von Menschenrechtsaktivist*innen 
und -anwält*innen. 

Benannt, aber wenig problematisiert wird zudem das Verfahren, wie die Einstufung 
zustande kommt. Im Rahmen des CIVICUS-Monitors werten rund zwei Dutzend 
Analystinnen und Analysten auf Grundlage einer fortlaufenden Online-Datenbank 
eingehende Berichte nationaler, regionaler und internationaler zivilgesellschaftlicher 
Organisationen sowie öffentliche Quellen aus. Das Analyseteam ist also weit kleiner als 
bei Freedom House. Auch wird die zugrundeliegende Prüfliste nicht offengelegt. In die 
Auswertung fließen zudem die Bewertungen der jeweiligen Länder aus anderen Indizes 
ein: so jene des Freedom in the World Index, der Rangliste der Pressefreiheit von Repor-
ter ohne Grenzen sowie des sogenannten Political Terror Scale-Index (siehe unten). Das 
heißt, der Index beruht in Teilen selbst wieder auf den Ergebnissen anderer Indizes und 
Rankings, ohne dass dies in irgendeiner Form problematisiert wird. Dabei verzichtet 
CIVICUS selbst auf eine Rangliste: Zu groß seien die regionalen Besonderheiten und 
zu dynamisch seien die politischen Prozesse, als dass ein numerischer Wert exakte 
Aussagekraft beanspruchen könnte (CIVICUS/Brot für die Welt 2019: 14). Stattdessen 
werden die Länder je nach Indexwert eben in Gruppen mit „offenen“, „beeinträchtig-
ten“, „beschränkten“, „unterdrückten“ oder „geschlossenen“ Räumen für zivilgesell-
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schaftliches Handeln unterteilt. Die Fünfer-Typologie ermöglicht dabei immerhin eine 
etwas differenziertere Länder-Einstufung als das von Freedom House präferierte 
Dreier-Schema, ist aber – hier bezogen auf die zivilgesellschaftlichen Freiräume – den-
noch sehr grob. Länderinformationen werden im „Atlas der Zivilgesellschaft“ nur exem-
plarisch und auf der Website nur anhand von Länderkurzmeldungen dargelegt.

Medienfreiheit – Indizes

Vor einer weltweiten Länderrangliste keine methodische Scheu hat Reporters sans 
frontières (Reporter ohne Grenzen), eine internationale Organisation mit Hauptsitz 
in Paris, die sich weltweit für Presse- und Informationsfreiheit einsetzt und bereits seit 
1994 auch über eine eigenständige deutsche Sektion verfügt. Die mediale Aufmerk-
samkeit scheint der Organisation Recht zu geben. Fast jeder Zeitungsbeitrag hierzu-
lande, der die Lage der Pressenfreiheit irgendwo in einem Land behandelt, verweist 
inzwischen auf dessen Platzierung auf der Rangliste der Pressefreiheit von Reporter 
ohne Grenzen.

Die – 2002 erstmals erstellte – Rangliste in mittlerweile 180 Ländern (vgl. RoG 
2018a) wird auf Grundlage länderbezogener Antworten zu einem umfangreichen 
Fragebogen erstellt, der Eigenangaben zufolge an Hunderte von Expert*innen weltweit 
versandt wird, „darunter das eigene Netzwerk von Korrespondenten, Vertreter von 
Partnerorganisationen sowie Journalisten, Wissenschaftler, Juristen und Menschen-
rechtsaktivisten“ (Reporter ohne Grenzen 2018b). Für gewöhnlich befinden sich 
diese vor Ort in den jeweiligen Ländern, wobei sich jedoch die Dichte an befragten 
Expert*innen je nach Land und Region erheblich unterscheidet. Aussagen darüber, 
wie viele Expert*innen-Fragebogen aus den jeweiligen Ländern beantwortet wurden, 
macht RoG indes nicht.

Der mehrfach überarbeitete Fragekatalog umfasst inzwischen 117 qualitative Fra-
gen (vgl. RoG 2018c). Diese sind in sechs Kategorien unterteilt, die eine umfassende 
Bewertung des Freiheitsgrades von Journalist*innen und Medien in den jeweiligen 
Ländern ermöglichen: Medienvielfalt, Unabhängigkeit der Medien, journalistisches 
Arbeitsumfeld und Selbstzensur, rechtliche Rahmenbedingungen, institutionelle 
Transparenz sowie Produktionsinfrastruktur. Berücksichtigt werden dabei nicht nur 
Verletzungen der Medienfreiheit durch den Staat, sondern auch entsprechende Ein-
schränkungen durch bewaffnete Milizen, Untergrundorganisationen oder Interessen-
gruppen. Die Qualität der Berichterstattung in den Ländern wird ausdrücklich nicht 
bewertet.
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Die Fragen sind von den Expert*innen vor Ort gelegentlich mit „Ja“ oder „Nein“ 
zu beantworten, zumeist müssen sie aber Punkte zwischen 1 und 10 vergeben. Hinzu 
kommen Fragen mit geschlossen Antwortvorgaben sowie abschließend ein offenes 
Feld für Kommentare. Danach werden die gesammelten Antworten in ein Scoring 
überführt. Die Punktezahl aus den Fragebogen wird in einem festen Schlüssel gewich-
tet und in eine erste Gesamtpunktezahl (Score A) zusammengefasst. Eine zweite Ge-
samtpunktezahl (Score B) wird über eine weitere, siebte quantitative Kategorie für 
Übergriffe und Gewalttaten gegen Journalisten gebildet, die Reporter ohne Grenzen 
nach festgelegten Kriterien selbst ermittelt. Der schlechtere Wert der beiden Punkte-
zahlen bestimmt das Endergebnis, das – im Verhältnis zu den Ergebnissen der übrigen 
Länder – für die Platzierung auf der Rangliste entscheidend ist (RoG 2018b). Wie bei 
jeder Rangliste lassen sich Veränderungen der Platzierungen im Zeitverlauf nicht 
unbedingt als ein Trend werten. Die Platzierung allein gibt nur das Ranking eines 
Landes im Vergleich zu anderen an. Verschlechtert sich die Situation in ähnlich gela-
gerten Ländern, kann sich die Platzierung des Landes verbessern, ohne dass sich die 
dortige Lage der Pressefreiheit verbessert hat (vice versa). So sind immer auch die 
Punktezahlen zu berücksichtigen, die leider nur als Gesamtpunktezahlen angegeben 
werden, sodass nicht nachvollzogen kann, wie viele Punkte für die jeweiligen Katego-
rien oder gar Fragen vergeben wurden.

Hilfreich ist es daher zumindest die qualitativen Länderkurzinformationen zur 
Kenntnis zu nehmen, die sich auf der Länderportalseite oder auch in Form unregel-
mäßiger „Ländernahaufnahmen“ finden lassen. Diese geben aber nur summarisch die 
Lage wieder und sind zudem weit weniger medienwirksam als die aufwändig erstellte 
Rangliste. Medientauglicher ist da schon der Ausweis von „Feinden“ und „Helden“ 
der Pressefreiheit. Auch nimmt sich die Organisation inzwischen gesondert der Inter-
netfreiheit und deren Feinden an. Die besondere Bedeutung, die Reporter ohne 
Grenzen – auch in ihrem Index – auf die Gefährdung von Medienschaffenden legt, 
findet in einem fortlaufenden „Barometer der Pressefreiheit“ ihre Entsprechung. Dort 
wird die Anzahl der von Reporter ohne Grenzen geprüften Fälle von getöteten und 
inhaftierten Journalisten, Medienmitarbeitern, Bloggern und Bürgerjournalisten an-
gegeben.

In den USA und außerhalb Europas wohl stärker wahrgenommen wird der bereits 
seit 1980 erstellte, mehrfach überarbeitete jährliche Freedom of the Press Index von 
Freedom House, der die Unabhängigkeit und die Pressefreiheit von Printmedien, 
Radio, TV und digitalen Medien von 199 Staaten und abhängigen Gebieten bemisst 
(Freedom House 2017a). Dem eigenen Bekunden nach ist Freedom of the Press „the 
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most comprehensive data set available on global media freedom and serves as a key 
resource for policymakers, international institutions, journalists, activists, and scholars 
worldwide“. Er enthält numerische Einstufungen und Länderberichte, die Auskunft 
geben über den rechtlichen Rahmen für Medien, den politischen Druck auf die Be-
richterstattung sowie wirtschaftliche Faktoren, welchen die Nachrichten und Infor-
mationen beeinflussen. Wie bei dem Freedom of the World Index erstellt ein – hier 
namentlich benanntes – rund 90-köpfiges Analyse-Team, unterstützt durch 
Berater*innen (Wissenschaftler*innen, NGO-Mitarbeiter*innen, Journalist*innen 
etc.), das Rating und die Länderberichte (vgl. Freedom House 2017b, 2017c). Nicht 
selten ist ein Analyst oder eine Analystin gleich für mehrere Länder zuständig und 
stützt sich hierbei auf lokale Kontakte und Recherchen vor Ort, sowie auf Informati-
onen aus unterschiedlichen Quellen (Medien, lokale und internationale NGOs, Re-
gierungen, internationale Organisationen etc.).

Das länderbezogene Scoring erfolgt durch jeweils einen Analysten oder eine Ana-
lystin auf Grundlage einer Prüfliste von 23 Fragen (mit mehreren Unterfragen) zu den 
drei o.g. Kategorien (legal environment, political environment, economic environment) 
(Freedom House 2017b). Das Ergebnis wird zwar danach noch in einem intra- und 
interregionalen Abgleich auf Vergleichbarkeit und Konsistenz geprüft. Gleichwohl 
bleibt ihm ein starkes Element der subjektiven Einschätzung durch die jeweiligen 
Länderanalyst*innen eigen, die – im Gegensatz zu den Expert*innen von Reporter 
ohne Grenzen – nicht vor Ort, sondern von den USA aus tätig sind, auch wenn es sich 
hierbei oft um Personen aus der Region handelt. Allerdings legt Freedom House im 
Unterschied zu Reporter ohne Grenzen das Scoring und Sub-Scoring offen, das dann 
– in Bezug auf die Meinungsfreiheit – der bekannten Dreiteilung von „freien“, „teil-
weisen freien“ und „nicht freien“ Ländern zugrunde liegt. Ergänzt werden diese durch 
kurze qualitative Länderberichte auf der Webseite, die jedoch für den – zuletzt veröf-
fentlichten – Bericht aus dem Jahre 2017 nur für einen Teil der Länder verfügbar 
waren (Stand: 16. März 2019). Ganz dem Erfolgsmodell globaler Indizes verbunden, 
erstellt Freedom House seit 2009 (erste Testversion, ab 2011 erweitert) zudem eigens 
einen Bericht „Freedom of the Internet“ (Freedom House 2018).

Religionsfreiheit – Indizes

Im Hinblick auf die Religionsfreiheit erfreuen sich Berichte von Open Doors sowie des 
Pew Research Center einer gewissen Popularität, selbst bei jenen, die mit universal 
geltenden Menschenrechten ansonsten wenig zu tun haben. Im Bundestag nahm 

© WOCHENSCHAU Verlag



zfmr 1 ❘ 2019

186

beispielsweise ein AFD-Antrag „Christenverfolgung stoppen und sanktionieren“ (BT-
Drs. 19/1698, 17. April 2018) auf die Daten beider Organisationen Bezug.

Open Doors ist ein überkonfessionelles christliches Hilfswerk, das sich seit über 60 
Jahren in mittlerweile rund 60 Ländern für verfolgte Christen einsetzt. Als Teil seiner 
Öffentlichkeitsarbeit dokumentiert es Eingriffe in die Religionsfreiheit von Christen 
weltweit, die sie unter dem – eher biblisch assoziierten als analytisch begründeten – 
Begriff der Christenverfolgung fasst. Verfolgung wird dabei verstanden als „jegliche 
Art von erlebter Anfeindung aufgrund der Identifikation einer Person mit Christus.“ 
Dies könne feindselige Haltungen, Worte und Handlungen gegenüber Christen 
umfassen (Open Doors 2019: 4). Der seit 1992 jährlich erscheinende, mehrfach 
überarbeitete „Weltverfolgungsindex“ listet 50 Länder auf, in denen Christen wegen 
ihres Glaubens am stärksten verfolgt werden. In diesen Ländern lebten 700 Mio. 
Christen und seien dort Verfolgung ausgesetzt, davon 200 Mio. im besonderen Maße 
(ebd.). Trotz differenzierter Länderanalysen setzt Open Doors also die Zahl der ver-
folgten Christen auf nicht unproblematische Weise mit der Zahl der in dem jeweiligen 
Land lebenden Christen gleich, und zwar unter Verwendung eines sehr weiten Begriffs 
der Verfolgung, der öffentlichkeitswirksam das Problem dramatisiert. Auch scheut sich 
die Organisation nicht davor, ein Länderranking zu erstellen, obwohl sich der Anteil 
von Christen in den jeweiligen Ländern ganz erheblich unterscheidet. Schlusslicht auf 
der Rangliste ist hier Nordkorea, gefolgt von Afghanistan, Somalia und Libyen.

Aussagekräftiger als das Ranking sind indes die Länderanalysen, die der Rangliste 
zugrunde liegen. Sie orientieren sich an dem standardisierten Fragebogen, der über 
physische Übergriffe gegenüber Christen hinaus danach fragt, inwieweit Christen bei 
der Ausübung ihres Glaubens im Privatleben, im Familienleben, im Gesellschaftsleben, 
im Staat und im kirchlichen Leben seitens des Staates oder der Gesellschaft beeinträch-
tigt werden. Der Beantwortung der Fragebögen liegen im Wesentlichen Expert*innen-
Interviews zugrunde, die vor Ort von Feldforschern durchgeführt werden; sie werden 
an die Regionenanalysten in der Zentrale geschickt, die ggf. mithilfe externer 
Berater*innen Gegenkontrollen der Feldergebnisse vornehmen. Die der Rangliste 
zugrundliegenden Länderanalysen werden – im Unterschied zu den oben genannten 
Indizes – in dem umfassenden, jährlichen Bericht veröffentlicht. Politische und me-
diale Öffentlichkeit erhalten allerdings vor allem die numerischen Länderwertungen 
und –platzierungen sowie die Gesamtzahl „verfolgter“ Christen. Tatsächlich handelt 
es sich aber um Informationen zu Ländern, in denen mehr oder minder starke Ein-
griffe in die Religionsfreiheit von Christen stattfinden, die im allgemeinen Sprachge-
brauch vielfach noch nicht unter „Christenverfolgung“ gefasst werden.
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Das Pew Research Center – Eigenangaben zufolge eine „nonpartisan fact tank“ mit 
Sitz in Washington – erstellte bislang für die Jahre 2007 bis 2016 einen Index zu 
Global Restrictions on Religion (PRC 2018). Der Index erhebt den Anspruch, für 198 
Staaten und abhängige Gebiete staatliche Einschränkungen von Religionen und ge-
sellschaftliche Feindseligkeiten mit einem Bezug zu Religionen zu erfassen. Ziel sei 
eine quantitative, objektive und transparente Messung davon, inwiefern Regierungen 
und gesellschaftliche Gruppen religiöse Gruppen einschränken. Mittels standardisier-
ter Fragen werden zu diesem Zweck sowohl ein Government Restriction Index (GRI) 
als auch ein Social Hostility Index (SHI) erstellt. Dem GRI liegen 20 Fragen zugrunde, 
die sich darauf beziehen, „that national and local governments restrict religion, inclu-
ding through coercion and force“. Er umfasst auch die Privilegierung einzelner Reli-
gionen (government favouritism). Der SHI beruht auf 13 Fragen, welche die Art und 
Weise betreffen, „in which private individuals and social groups infringe on religious 
beliefs and practices, including religiously biased crimes, mob violence and efforts to 
stop particular religious groups from growing or operating“. Die Analyse berücksich-
tigt dabei auch die Anzahl und Art dokumentierter Vorkommnisse von religionsbe-
zogener Gewalt, einschließlich Terrorismus und bewaffneten Konflikten. Die Fragen 
greifen damit zwar vornehmlich Verletzungen der Religionsfreiheit auf, betreffen 
mitunter aber auch jegliche Gewalt im Zusammenhang mit Religionen. Die Daten-
grundlage besteht hier ausschließlich in der Auswertung von vorab definierten (zuletzt 
20) Textquellen (U.S. State Department, U.S. Commission on International Religious 
Freedom, UN-Sonderberichterstatter, Human Rights Watch, International Crisis 
Group etc.). Anschließend erfolgen „extensive data verification checks“ durch das PRC-
Team und eine angeleitete Kodierung, die es ermögliche, Veränderungen im Zeitver-
lauf auszumachen (vgl. PRC 2018: 39 ff.).

Die Fragen und vor allem Antwort- und Wertungsmöglichkeiten lassen sich aller-
dings hinsichtlich ihrer Aussagekraft und Vergleichbarkeit hinterfragen. Auf einer 
Werteskala von 0 bis 1 werden in Zweierwertungen (0 oder 1), Dreierwertungen (0 
oder 0,5 oder 1) oder Vierer-Wertungen (0 oder 0,33 oder 0,67 oder 1) Fragen beant-
wortet wie beispielsweise: Does any level of government interfere with worship or other 
religious practices? Was there harassment or intimidation of religious groups by any 
level of government? Were there instances when the national government did not 
intervene in cases of discrimination or abuses against religious groups? Do some reli-
gious groups receive government support or favors, such as funding, official recogni-
tion or special access? Is religious education required in public schools? Were there 
crimes, malicious acts or violence motivated by religious hatred or bias? Did indivi-
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duals face harassment or intimidation motivated by religious hatred or bias? (vgl. ebd.) 
Art, Dimensionen und Kontext der Beeinträchtigungen lassen sich mit einem so 
einfachen Frage- und Antwort-Profil länderbezogen und vergleichend nur bedingt 
erfassen.

Die entsprechenden Wertungen dienen gleichwohl zur Einteilung der Länder in 
„sehr hohe“, „hohe“, „moderate“ und „geringe“ Einschränkungen, jeweils für beide 
Indices. Für 2016 kommt der Pew Resarch Index zu dem Ergebnis, dass in 83 Ländern 
(48 %) hohe oder sehr hohe Beschränkungen von Religionen vorliegen, sei es seitens 
des Staates oder der Gesellschaft. Da zu diesen Staaten auch bevölkerungsreiche Län-
der wie China und Indien zählten, lebten dort 83 % der Weltbevölkerung. Auch hier 
werden Trends und die Länder mit den weitreichendsten Eingriffen ausgewiesen. 
Während Nordkorea mangels Informationen nicht berücksichtigt wird, schneiden im 
Falle der staatlichen Beschränkungen China, Iran, Indonesien und Malaysia am 
schlechtesten ab, hinsichtlich der gesellschaftlichen Feindseligkeiten hingegen Indien, 
Syrien, Irak und Nigeria. Für Deutschland weist der Index übrigens moderate staatli-
che Einschränkungen und hohe gesellschaftliche Einschränkungen gegenüber musli-
mische und jüdische Gruppen aus (vgl. PRC 2018: 89 ff.) 

Political Terror Scale und CIRI-Index

Im akademischen Bereich vielfach genutzte Bemühungen, die Menschenrechte für 
wissenschaftliche Zwecke quantitativ aufzubereiten, stellen der Politcal Terror-Scale 
und der CIRI-Index dar. Ersterer beschränkt sich auf personal integrity rights und misst 
willkürliche Tötungen, Folter und politische Inhaftierungen seitens der Staaten welt-
weit (www.politicalterrorscale.org). Zu diesem Zweck kodiert ein kleines Forscherteam 
Informationen aus den Menschenrechtsjahresberichten von Amnesty International 
und dem U.S. State Department sowie fallweise auch von Human Rights Watch. 
Darauf aufbauend erfolgt einer Einordnung der Staaten in fünf Kategorien, abhängig 
davon, inwieweit entsprechende Verletzungen der ausgewählten Menschenrechte eher 
selten vorkommen oder weit verbreitet sind. Datensätze liegen bislang für den Zeitraum 
von 1976 bis 2017 vor (Stand: März 2019). Wie oben erwähnt, werden die Kodie-
rungsergebnisse auch in den „Atlas der Zivilgesellschaft“ von CIVICUS berücksichtigt. 

Auch der CIRI-Index (www.humanrightsdata.com), der von den Politikwissen-
schaftlern Cingranelli und Richards (kurz: CIRI) entwickelt wurde, beschränkt sich 
auf die Kodierung von Informationen, die den Menschenrechtsjahresberichten des 
U.S. Department of State und von Amnesty International entnommen werden. Ähn-
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lich wie der Political Terror Scale enthält er Informationen zu politischen Morden und 
extralegalen Hinrichtungen, „Verschwindenlassen“, Folter und politische Inhaftierun-
gen seitens des Staates, die in einem pyhsical integrity rights index zusammengefasst 
werden. Darüber hinaus werden aber auch Meinungs- und Pressefreiheit, Religions-
freiheit, Freizügigkeit, Reisefreiheit, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit, Selbst-
bestimmung per Wahlen, Arbeiterrechte sowie politische, wirtschaftliche und soziale 
Rechte von Frauen und die Unabhängigkeit der Justiz erfasst. Entsprechende Infor-
mationen werden jeweils in einem einfachen Dreierschema (bei einigen Rechten auch 
in einem Zweier- oder Viererschema) kodiert. Im Falle staatlicher Folter erfolgt bei-
spielweise die Einstufung danach, ob diese häufig (0), gelegentlich (1) oder nicht (2) 
praktiziert wird. Ähnlich grob sind die Kodierungen für andere Rechte. CIRI-Daten-
sätze liegen für die Jahre von 1981 bis 2011 für rund 200 Staaten vor (Stand: März 
2019).

Der Political Terror Scale und des CIRI-Indexes standen lange in Konkurrenz zu-
einander, wobei von beiden Seiten die jeweiligen Vor- und Nachteile betont wurden 
(vgl. Cingranelli/Richards 2010, Wood/Gibney 2010). Beide Indizes bereiten letztlich 
Daten für quantitativ-vergleichende sozialwissenschaftliche Forschungen auf, die zu 
statistischen Zwecken an großen Samples standardisierter Länderdaten über lange 
Zeitspannen hinweg interessiert sind. Es handelt sich aber wohlgemerkt lediglich um 
einfache, national aggregierte Kodierungen von Informationen zu ausgewählten 
Rechten auf Grundlage weniger, aber vergleichsweise einheitlicher Quellen. Eigene 
Erhebungen liegen beiden Indizes nicht zugrunde.

Expertise gefragt

Ein umfassender Global Human Rights Index besteht bislang nicht – und es ist fraglich, 
ob er machbar und sinnvoll wäre. Ein numerische Aufbereitung von Informationen 
zu allen bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Men-
schenrechte würde eine Vielzahl an Problemen aufwerfen – von der Verfügbarkeit 
valider Daten über die methodischen Probleme einer angemessenen Konzeptionali-
sierung und Operationalisierung, die den jeweiligen Menschenrechten angemessen 
Rechnung trägt, bis hin zu den Schwierigkeiten der Gewichtung unterschiedlicher 
Grade der Achtung, des Schutzes und Gewährleistung der verschiedenen Rechte. 
Allerdings gibt es eine Reihe weitere Indizes, die menschenrechtlich relevante Infor-
mationen aufarbeiten. Teils sind diese eingebunden in andere globale Erhebungen. In 
Deutschland wäre hier beispielsweise der „Bertelsmann Transformationsindex“ (BTI) 
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zu nennen, bei dem Länderexpert*innen anhand eines standardisierten Codebuchs 
untersuchen und bewerten, inwieweit in 129 Entwicklungs- und Transformationslän-
dern (Bericht von 2018) einen gesellschaftlichen Wandel in Richtung einer liberalen 
Demokratie und Marktwirtschaft durchlaufen. Hier werden u. a. politische Beteili-
gungsrechte und bürgerliche Freiheitsrechte mitberücksichtigt (vgl. www.bti-project.
org). Auch kommt es immer wieder zur Etablierung neuer Indizes: Angesichts der 
zunehmenden Verfolgung von Akademiker*innen hat beispielsweise das Global Pub-
lic Policy Institute vor Kurzem vorgeschlagen, einen Index on Academic Freedom zu 
entwickeln (Hoffmann/Kinzelbach 2018).

Bei all den Indizes ist immer zu fragen, welche Aussagekraft in ihnen steckt. Meist 
können sie einen durchaus hilfreichen, ersten globalen und regionalen Überblick über 
die Lage ausgesuchter Menschenrechte geben. Zumindest für jene Zeiträume, in denen 
die Erhebungs- und Scoring-Methoden konstant geblieben sind, lassen sie auch Viel-
ländervergleiche über mehr oder minder lange Zeitspannen und damit Tendenzaus-
sagen zu. Um festzustellen, was die entsprechenden Indizes konkret aussagen, ist es 
indes wichtig, die zugrundeliegenden Prüflisten und Fragekataloge genauer zu betrach-
ten. Messen sie wirklich, was sie messen sollen? Liegt den standardisierten Fragen und 
Antwortmöglichkeiten, sofern sie auf Menschenrechte Bezug nehmen, ein angemes-
senes Verständnis der jeweiligen Rechte zugrunde? Wo liegen mögliche Verzerrungen 
vor? Der von Freedom House gemessenen Medienfreiheit lässt, um nur ein Beispiel 
zu nennen, ein ausgesprochen marktliberales Verständnis der Medienfreiheit erkennen. 
Immerhin sind etliche der o.g. Organisationen (leider nicht Civicus) dazu übergegan-
gen, die Prüflisten und Fragenkataloge zu veröffentlichen. Doch bleibt der Prozess des 
Scorings und Subscoring einzelner (Sub-)Indikatoren mitunter intransparent oder, 
selbst wenn er ausgewiesen wird, erklärungsbedürftig.

Geht es indes um ein besseres Verständnis der Menschenrechtslage in einem Land, 
dann fallen die aggregierten und kodierten Informationen eher enttäuschend aus. Hier 
sind (oder wären) die Aufschlüsselung der Informationen zu den einzelnen (Sub-)In-
dikatoren, die in den jeweiligen Indizes zusammengeführt werden, sowie die qualitati-
ven Länderberichte aufschlussreicher. Einige Organisationen – in Deutschland etwa 
der BTI – veröffentlichen sinnvollerweise online die Ländergutachten, die den nume-
rischen Bewertungen zugrunde liegen. Diese lassen sich dann auswerten und ggf. in-
haltlich kritisieren. Andere Organisationen wiederum begnügen sich mit allgemeinen 
Länderinformationen auf ihren Websites. Dabei steckt in der Erstellung der Indizes 
mitunter viel Länder- und Regionenexpertise, die es bereit zu stellen und transparent 
zu machen gilt. Denn die Einschätzungen von Expert*innen sind dann eine wichtige 
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Erkenntnisquelle, wenn sie die Vielfalt an verfügbaren Informationen systematisch 
aufarbeiten und zugleich zu kontextualisieren wissen. Das zwangsläufig subjektive 
Element der Bewertung durch die jeweiligen Länderanalyst*innen kann durch entspre-
chende Anleitungen und einen transparenten Bewertungsprozess, der unabhängig 
voneinander Mehrfachbewertungen durch Expert*innen vorsieht und auch eine exter-
ne Überprüfung erlaubt, verringert werden. Zusätzlich kann die Stimmigkeit der 
Länderbewertung im regionalen und interregionalen Vergleich geprüft werden.

Soweit die Länderanalysen systematisch und doch kontextsensibel erstellt werden, 
haben sie weit mehr Aussagekraft als die numerischen Indexwerte, die ein – schwer 
nachvollziehbares – Ergebnis eines komplexen Bewertungsprozesses darstellen. Gerade, 
wenn den Indexwerten eine breite Palette an menschenrechtlich relevanten Indikatoren 
zugrunde liegt, birgt deren Zusammenfassung in einem einzigen Wert die Gefahr einer 
unzulässigen und intransparenten Vereinfachung. Verschärft wird die Problematik durch 
weltweite Länderranglisten, welche die Probleme der Vergleichbarkeit ausblenden. Dies 
gilt zum Teil auch für medienwirksame typologische Einordnungen der Länder der 
Welt in Dreier-, Vierer- oder Fünfer-Kategorien. Einzufordern ist daher eine substan-
tielle Berichterstattung, die über die „Platzierung“ und „Etikettierung“ einzelner 
Staaten hinaus, deutlich macht, was die einzelnen Indizes messen und aussagen, und 
zugleich qualitative Länderinformationen bereit stellt. Dies gilt schon gar, wenn die 
Indizes als Maßstab verwendet werden, um politisch zu entscheiden, zu steuern oder 
auch nur zu bewerten. Ohne ein systematisches Verständnis der einzelnen Menschen-
rechte und ihres Zusammenwirkens sowie ohne profunde Länder- und Regionenkennt-
nisse lassen sich keine Politikempfehlungen zu einzelnen Ländern entwickeln. Umso 
ärgerlicher ist, wenn im medialen und politischen Diskurs Menschenrechtsindizes und 
so manch gewagte Schätzung zu menschenrechtlichen Missständen oder auch Erfolgen 
leichtfertig verwendet werden. So hält die eingangs des Beitrags erwähnte Pressekon-
ferenz auch noch eine Pointe bereit: Nachdem die Forscher*innen auf Drängen einiger 
Journalist*innen auf unseriöse Schätzungen zu Menschenhandel in Deutschland hin-
gewiesen hatten, fanden sich die offenkundig unhaltbaren Zahlen wider besseres 
Wissen tags darauf in einigen Zeitungen, als numerische Wahrheit. 
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